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Vorwort 

Diese Arbeit wurde im August 1966 der Juristischen Fakultät der 
Georg-August-Universität zu Göttingen als Dissertation vorgelegt. Die 
nach dieser Zeit erschienene Literatur und die wesentlichen Entwicklun-
gen im Deutschen Bundestag sowie in den Parlamenten der deutschen 
Länder wurden bis Juni 1967 berücksichtigt. 

Mein aufrichtiger  Dank gi l t zuerst meinem verehrten Lehrer, Herrn 
Professor  Dr. Werner Weber,  der diese Arbeit mi t helfendem Hat be-
treut hat. 

Für zahlreiche Anregungen und Auskünfte danke ich den Abgeordne-
ten und Beamten des Deutschen Bundestages sowie der Parlamente der 
deutschen Länder, ferner  den Mitarbeitern des Legislative Reference 
Service im Congress der Vereinigten Staaten von Amerika. Schließ-
lich bin ich Herrn Ministerialrat a. D. Dr. Johannes Broermann  dankbar 
für die Aufnahme dieser Schrift  in sein Verlagsprogramm. 

Hannover, im Jul i 1967 Jens Odewald 
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Einleitung 

Die Vermehrung der Staatsaufgaben und die Steigerung der damit 
verknüpften fachlichen Fragen sind nicht ohne Einwirkung auf die Tä-
tigkeit und die Organisation von Regierung und Verwaltung geblieben. 
Dies w i rd sichtbar in einer Vergrößerung des Apparates, insbesondere 
in personeller Hinsicht, aber auch in der Entstehung neuer Behörden 
und behördenähnlicher Einrichtungen sowie in Form zahlreicher wissen-
schaftlicher Beiräte im Bereich der vollziehenden Gewalt. 

Demgegenüber hat sich die Organisationsstruktur deutscher Parla-
mente nur gering verändert. Die Diskussion in der Öffentlichkeit  w i rd 
deshalb auch stark von der Überlegung beherrscht, wie man das Parla-
ment und seine Mitglieder angesichts der zunehmenden Kompliziertheit 
der Staatsgeschäfte in die Lage versetzen kann, die von der Verfassung 
gestellten Aufgaben zu bewältigen. Dabei ergibt sich insbesondere die 
Frage, „ inwieweit die Wirkl ichkeit der Gesetzgebungsorganisation dem 
an sie gestellten Anspruch der Verfassungsnormen gerecht wi rd" 1 , fer-
ner, welche Formen das Parlament entwickeln muß, um die an Umfang 
ständig zunehmende Exekutive wirksam zu kontrollieren. Bei diesen 
Erörterungen gewinnt die Frage eines parlamentarischen  Hilfsdienstes 
an Bedeutung. 

Aufgabe dieser Arbeit ist es, die Erscheinungsformen des parlamenta-
rischen Hilfsdienstes in den Vereinigten Staaten von Amerika und 
in der Bundesrepublik Deutschland darzustellen sowie die Frage zu prü-
fen, ob für den Ausbau bzw. die Errichtung des im Deutschen Bundes-
tag nur sehr schwach entwickelten, in einigen Landesparlamenten gar 
nicht existenten parlamentarischen Hilfsdienstes ein Bedürfnis besteht 
und welche Ansatzpunkte sich für seine Tätigkeit im einzelnen ergeben. 
Gleichzeitig sind die Einwände, die gegen einen Hilfsdienst in deutschen 
Parlamenten aus verfassungsrechtlichen  oder verfassungspolitischen Er-
wägungen vorgetragen werden, näher zu untersuchen. 

Dabei werden als parlamentarischer  Hilfsdienst  alle Einrichtungen 
nicht ausschließlich technischer A r t verstanden, die sich das Parlament 
auf Grund seiner Autonomie zwecks Unterstützung bei der Bewältigung 
der ihm gestellten Aufgaben geschaffen  hat. Die nicht sehr präzise er-
scheinende Formulierung „parlamentarischer Hilfsdienst" wurde des-

1 Kleinrahm,  AÖR Bd. 79, S. 136. 
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wegen gewählt, wei l sie — anders als Bezeichnungen wie „Gesetzge-
bungsdienst" oder „Gesetzgebungshilfsdienst" — die Tätigkeit der 
Hilfseinrichtung nicht bereits begrifflich  auf die Unterstützung der Ab-
geordneten bei der Gesetzgebungsarbeit beschränkt, sondern für eine 
Assistenz bei der Erledigung anderer Aufgaben, wie z. B. bei der Aus-
übung bestimmter Kontrollrechte, Raum läßt. Es kommt hinzu, daß die 
hier gewählte Formulierung i n zunehmendem Maße in der Wissen-
schaft und der Parlamentspraxis verwendet wird 2 . 

Der als Hilfsorgan 3 des Deutschen Bundestages tätige Wehrbeauftragte 
bleibt wegen seiner relativ großen Eigenständigkeit, die in seinem par-
tiellen Eigeninitiativrecht4, i n seinem teilweise eigenverantwortlichen 
Auftreten — auch gegenüber dem Bundestag5 — und in der Trennung 
seiner Dienststelle von der Parlamentsverwaltung 6 Ausdruck findet, 
außer Betracht. Wenngleich der fraktionseigene Hilfsdienst nicht auf 
Grund der Organisationsgewalt des Parlaments errichtet wurde und 
weder das Gesamtparlament noch das Parlamentspräsidium Einfluß auf 
die Anstellung und Tätigkeit der Mitglieder dieser Hilfseinrichtung 
haben, w i rd er wegen seiner vielseitigen Verflechtungen mi t der Parla-
mentsarbeit in gewissem, allerdings begrenztem Rahmen in diese Unter-
suchung einbezogen. Dies erscheint um so mehr gerechtfertigt,  als die 
Notwendigkeit eines im Rahmen der Parlamentsverwaltung tätigen 
Hilfsdienstes wiederholt unter Hinweis auf den fraktionseigenen Hilfs-
dienst verneint wurde7. 

Bei Erörterungen über die Errichtung eines leistungsfähigen Hilfs-
dienstes in deutschen Parlamenten wurde wiederholt auf die Hilfsein-
richtungen der nordamerikanischen Parlamente verwiesen, die eine er-
hebliche Unterstützung für die Gesetzgebungskörperschaft  bedeuten8. 

2 Klein  i n v. Mangoldt - Kle in, Ar t . 40, Anm. I I I 1 f ; Bayer. Landtag, 
Beilage Nr. 906 der 5. WP; Hess. Landtag, Drucks. Abt . 1 Nr. 1415 der 5. WP. 

8 Maunz  i n M a u n z - D ü r i g , Ar t . 45 b, S. 7, Rdn. 8, Mattern , DÖV 1959, 
S. 842, und Kipp , DÖV 1957, S. 515, betrachten den Wehrbeauftragten  aus-
schließlich als Hilfsorgan des Bundestages, während Klein  i n v. Mangoldt -
Kle in, Ar t . 45 b, Anm. I I I 2, Gross , DVB1. 1957, S. 344, und Ule, JZ 1957, 
S. 425, unter Hinweis auf § 2 Abs. 2 WbG ihn darüber hinaus als selbstän-
diges Verfassungsorgan  ansehen; ähnlich Maurer , S. 29, 30, der von einer 
organisatorisch verselbständigten Inst i tut ion spricht. 

4 § 2 Abs. 2 WbG. 
5 Vgl. §§ 2 Abs. 3, 4, 5 WbG. 
6 Mattern , DÖV 1959, S. 843. 
7 Siehe die Darlegungen von Präsident Dau (Hamb. Bürgerschaft)  auf der 

25. Konferenz der Landtagspräsidenten (München, Oktober 1964), Nieder-
schrift,  S. 85. 

8 Siehe Deutscher Bundestag, Sten.-Ber. der 28. Sitzung der 2. WP, S. 1233 
bis 1239; Kleinrahm , AÖR Bd. 79, S. 137 ff. 



Einleitung 

Während Partsch9, Henle10 und Schäffer 11 unter Hinweis auf die ver-
schiedenartigen Verfassungssysteme in den Vereinigten Staaten von 
Amerika und in der Bundesrepublik Deutschland die Übernahme 
nordamerikanischer Hilfseinrichtungen für deutsche Parlamente ver-
neint haben, hat Scheuner12 die Auffassung  vertreten, die Übernahme 
des Dienstes zu Zwecken der Gesetzesformulierung  entspräche keinem 
Bedürfnis,  da im parlamentarischen Regierungssystem die Gesetzent-
würfe regelmäßig von der Regierung stammten. Ansatzpunkte für einen 
Hilfsdienst würden sich vielmehr im Hinblick auf bessere Informations-
möglichkeiten für die Abgeordneten ergeben. 

Demgegenüber haben Kleinrahm 1 3 und Schramm14 gerade im Hinblick 
auf die Gesetzesinitiative und ein ausgewogenes Kräfteverhältnis  zwi-
schen den Gewalten die Übernahme des Hilfsdienstes für deutsche Par-
lamente bejaht. 

Der Umstand, daß ein Hilfsdienst niemals mehr tun kann, als die Ein-
richtung, die er zu unterstützen hat, zeigt die Abhängigkeit  seiner  Auf-
gaben von der Stellung des Parlaments im Verfassungssystem eines 
Staates auf. Die Tätigkeit des Hilfsdienstes in nordamerikanischen Par-
lamenten, aber auch seine Wirkungsmöglichkeiten in der Bundesrepu-
bl ik Deutschland können deswegen nicht ohne eine nähere Untersuchung 
des Aufgabenbereiches des Parlaments und seiner Stellung gegenüber 
der Regierung erfaßt werden. 

Die Arbeit beschränkt sich auf die parlamentarischen Hilfseinrich-
tungen in der gewaltenteilenden Präsidentschaftsrepublik  der Vereinig-
ten Staaten von Amerika und im parlamentarischen Regierungs-
system der Bundesrepublik Deutschland deswegen, wei l die übrigen eu-
ropäischen Parlamente im Vergleich zum Deutschen Bundestag keines-
wegs über stärkere oder organisatorisch hervorstechende Hilfsinstitutio-
nen verfügen 16, zum anderen, wei l ihre Hilfseinrichtungen von 
Schramm16 bereits ausführlich dargestellt sind. 

9 Partsch  auf der Tagung der Gesellschaft für Rechtsvergleichung in Köln, 
1951, JZ 1951, S. 701. 

1 0 Henle, DÖV 1950, S. 15. 
11 Schäffer,  Deutscher Bundestag, Sten.-Ber. der 28. Sitzung der 2. WP, 

S. 1234 c, d. 
12 Scheuner  auf der Tagung der Gesellschaft für Rechtsvergleichung in 

Kö ln 1951, JZ 1951, S. 701. 
13 Kleinrahm,  aaO. 
14 Schramm,  S. 149. 
15 Partsch,  W D S t L Heft 16, S. 86. 
16 Schramm,  S. 34 ff. 
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